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Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

 Ausschuss für Planung und Verkehr  Vorberatung  15.09.2011 

 Hauptausschuss  Vorberatung  10.10.2011 

 Rat  Entscheidung  10.10.2011 
 
 
 
 

Antrag auf 17. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Oelde und 
Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 113 "Bergelerweg - 
Sondergebiet  - Photovoltaik" der Stadt Oelde 
A) Einleitungsbeschluss zur 17. Änderung des Flächennutzungsplans 
B) Aufstellungsbeschluss zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113 
C) Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
D) Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Nachbarkommunen, der Behörden 
und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 
BauGB 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 
A) Einleitung des Verfahrens zur 17. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Oelde 
 
Der Rat der Stadt Oelde stimmt dem Antrag vom 19.07.2011 zu und beschließt gem. § 2 Abs. 1 
BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 8 in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 G zur Förd. des Klimaschutzes bei der 
Entwickl. in den Städten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) das Verfahren zur 17. 
Änderung des vom Regierungspräsidenten in Münster mit Verfügung vom 30. Dezember 1999 
genehmigten Flächennutzungsplanes der Stadt Oelde einzuleiten. 
 
Durch die 17. Änderung soll eine rund 5,0 ha große, bislang als „Fläche für die Landwirtschaft“ 
dargestellte Fläche nördlich der Autobahn A 2 als „Sondergebiet – Fläche für erneuerbare 



Seite 2 von 3 

Energien, Photovoltaik“ dargestellt werden. Hiermit sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage geschaffen werden. 
  
Der Geltungsbereich ist dem beiliegenden Übersichtsplan zu entnehmen (siehe Anlage 1). 
 
 
 
B) Aufstellungsbeschluss zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113 „Bergelerweg – 
Sondergebiet  – Photovoltaik“ 
 
Der Rat der Stadt Oelde beschließt gem. § 2 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 G zur Förd. des 
Klimaschutzes bei der Entwickl. in den Städten und Gemeinden vom 22. 7. 2011 (BGBl. I S. 1509)) 
das Verfahren zur Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 113 „Bergelerweg – 
Sondergebiet  – Photovoltaik“ einzuleiten. Das Planverfahren erhält die Bezeichnung:  
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 113 „Bergelerweg – Sondergebiet  – Photovoltaik“ 
der Stadt Oelde 
 
Durch diesen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll der Bereich südlich der Hofstelle Nordhues 
entlang der BAB A 2 in einer Größe von rund 5 ha als „Sondergebiet – Fläche für erneuerbare 
Energien, Photovoltaik“ überplant werden. Damit soll die planungsrechtliche Voraussetzung für die 
Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage  geschaffen werden. 
 
Der Änderungsbereich liegt im Osten des Oelder Stadtgebietes südlich des Wirtschaftsweges 
„Bergelerweg“. Die Fläche grenzt im Westen, Norden und Osten an landwirtschaftlich genutzte 
Flächen. Im Süden liegt unmittelbar die Autobahn A 2.  
 
Der Bereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 113 erfasst folgende Flurstücke der 
Gemarkung Oelde: 
 

Flur 109 Flurstücke 30 tlw. und 31 tlw. 

 
 
Der Geltungsbereich ist dem beiliegenden Übersichtsplan zu entnehmen (siehe Anlage 2). 
 
 
C) Beschlüsse zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke und die 
voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zur 17. Änderung des Flächennutzungsplanes 
möglichst frühzeitig zu unterrichten. 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke und die 
voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zur Aufstellung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 113 möglichst frühzeitig zu unterrichten. 
 
 
D) Beschlüsse zur frühzeitigen Beteiligung der Nachbarkommunen, der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Gemäß § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange über die allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der 17. 
Änderung des Flächennutzungsplanes zu unterrichten und zur Äußerung auch im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
aufzufordern. 
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Gemäß § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange über die allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planungen zur Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 113 zu unterrichten und 
zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzufordern. 
 
 
Die Verfahren werden gem. § 8 (3) BauGB im Parallelverfahren durchgeführt.  
 
Die Beschlüsse zu A) und B) und C) sind gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 
 
  
 
 
Maßnahme aus dem Stadtentwicklungskonzept 2015+  
 
Nein 
 
Maßnahme  /  Fortschreibung aus SEK 2015+ zu Projekt Nr.:       von Seite        
 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Schreiben vom 19.07.2011 hat Herr Nordhues einen Antrag auf Änderung des 
Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahrens 
gestellt. Mit diesen Verfahren soll die planungsrechtliche Zulässigkeit des baulichen Vorhabens - 
hier - Photovoltaikanlage als Freiflächenanlage zur Nutzung regenerativer Energie - auf seinen 
Grundstücken zwischen der BAB A2 und dem Bergelerweg ermöglicht werden. Geplant ist eine 
Anlage in der Größe von ca. 5 ha. 
 
Hintergrund des Antrages ist das aktuelle EEG 2010 (Energie-Einspeisungsgesetz). Mit dem EEG 
2010 wird die bisherige Vergütungspolitik der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
bestätigt und weitergeführt. Freiflächenanlagen können jetzt auch innerhalb eines Streifens von 
110 Metern vom Fahrbahnrand von Autobahnen, gemessen vom äußeren Rand der befestigten 
Fahrbahn oder Schienenwegen gefördert werden. Diese Flächen werden als durch Lärm und 
Abgase des Straßen- und Schienenverkehrs als belastet angesehen und damit sowohl 
wirtschaftlich als auch ökologisch als weniger wertvoll bewertet. Aus diesem Grund ist die Nutzung 
dieser Flächen für solare Energiegewinnung sinnvoll und soll dort vermehrt erschlossen werden. 
 
Die PV-Freiflächenanlagen sind keine im Außenbereich privilegierten Vorhaben. PV-
Freiflächenanlagen werden auch nicht von den Privilegierungstatbeständen des § 35 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 BauGB erfasst. Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von PV-Anlagen, die im 
Außenbereich als selbstständige Anlagen errichtet werden sollen, erfordert somit grundsätzlich die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes. 
 
Entsprechend § 8 Abs. 2, Satz 1 BauGB ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Sofern im Flächennutzungsplan keine Sonderfläche dargestellt ist, muss eine 
Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgen. Bei einer Änderung des Flächennutzungsplanes 
wird ein Sondergebiet nach § 11 Abs. 2 BauNVO, mit der Zweckbestimmung „Sondergebiet – 
Fläche für erneuerbare Energien, Photovoltaik“ dargestellt. 
 
Weitere Einzelheiten werden in der Sitzung mündlich erläutert. 
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